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troffen wurden, um sicherzustellen, dass alle Schulden gegen-
über diesen Organisationen vollständig beglichen wurden,
wie vom Fonds für die Zahlung von Leistungen vorgeschrie-
ben;

13. nimmt Kenntnis von den vom Fonds gegebenen
Informationen über den Stand der laufenden Durchführung
der Resolution 62/241 betreffend die einmalige, außeror-
dentliche Ad-hoc-Billigkeitszahlung an Ruhestandsbedien-
stete mit Wohnsitz in Ecuador; 

IV

Kapitalanlagen des Gemeinsamen Pensionsfonds 
der Vereinten Nationen

14. nimmt Kenntnis von dem Bericht des Generalsekre-
tärs über die Kapitalanlagen des Gemeinsamen Pensions-
fonds der Vereinten Nationen und die Maßnahmen und An-
strengungen zur stärkeren Diversifizierung51 sowie von den
Bemerkungen des Gemeinsamen Rates für das Pensionswe-
sen der Vereinten Nationen in seinem Bericht50;

15. billigt die Aufnahme von Bestimmungen betreffend
Abrechnungen zum vereinbarten Termin in das Abkommen
mit dem Globalen Verwahrer des Fonds, unter den strikten
Bedingungen und für die Zwecke, die vom Vertreter des Ge-
neralsekretärs und vom Gemeinsamen Rat empfohlen wur-
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5. schließt sich vorbehaltlich der Bestimmungen dieser
Resolution den Schlussfolgerungen und Empfehlungen in den
Berichten des Beratenden Ausschusses für Verwaltungs- und
Haushaltsfragen61 an; 

I

Neues System der internen Rechtspflege

6. bedauert die Verzögerungen bei der Besetzung der
von der Generalversammlung in ihrer Resolution 62/228 ge-
schaffenen Stellen und ersucht den Generalsekretär, die Stel-
len mit Vorrang zu besetzen, insbesondere die Stelle des Exe-
kutivdirektors des Büros für interne Rechtspflege; 

7. beschließt, dass Praktikanten, Gratispersonal der
Kategorie II und Freiwillige (die nicht zum Freiwilligenpro-
gramm der Vereinten Nationen zählen) eine angemessene
verwaltungsinterne Kontrolle beantragen können, aber weder
zum Gericht der Vereinten Nationen für dienstrechtliche
Streitigkeiten noch zum Berufungsgericht der Vereinten Na-
tionen Zugang haben werden; 

8. verweist auf die Ziffern 7 und 9 ihrer Resolution
62/228 und ihren Beschluss 63/531, wonach der Ad-hoc-Aus-
schuss für die interne Rechtspflege bei den Vereinten Natio-
nen seine Arbeit fortsetzen wird, und beschließt, sich mit der
Frage des Anwendungsbereichs des Systems der internen
Rechtspflege auf ihrer fünfundsechzigsten Tagung erneut zu
befassen, um sicherzustellen, dass allen Kategorien von Per-
sonal der Vereinten Nationen wirksame Rechtsbehelfe zur
Verfügung stehen, unter gebührender Berücksichtigung der
Rechtsbehelfsarten, die für diesen Zweck am besten geeignet
sind; 

9. würdigt die Rolle, die Freiwillige bei der Vertretung
von Mitarbeitern im Streitbeilegungsprozess nach dem beste-
henden System traditionell wahrgenommen haben; 

10. stellt fest, dass einige derzeitige und ehemalige Be-
dienstete der Vereinten Nationen wenig geneigt sind, ihre
Kollegen im Streitbeilegungsprozess zu vertreten, da dieser
Dienst eine Belastung für sie darstellen würde; 

11. ersucht den Generalsekretär, Anreize zu schaffen,
um derzeitige und ehemalige Bedienstete dazu zu bewegen,
einem Bediensteten im Streitbeilegungsprozess Beistand zu
leisten;

12. beschließt, dass die Juristen im Rechtsberatungsbüro
für Bedienstete die Aufgabe haben werden, den Bediensteten
und ihren freiwilligen Vertretern dabei behilflich zu sein, im
Wege des formellen Rechtspflegesystems Beschwerden ein-
zulegen; 

13. verweist auf Ziffer 13 ihrer Resolution 62/228, in der
sie beschloss, das Rechtsberatungsbüro für Bedienstete als
Nachfolger der Gruppe der Rechtsbeistände einzurichten, und
beschließt, sich auf ihrer fünfundsechzigsten Tagung erneut
mit dem Mandat und der Arbeitsweise dieses Büros, ein-
schließlich der Mitwirkung derzeitiger und ehemaliger Be-
diensteter als Freiwillige, zu befassen; 

14. bekräftigt Ziffer 24 ihrer Resolution 61/261 und er-
sucht den Generalsekretär, der Generalversammlung auf ihrer

fünfundsechzigsten Tagung über Vorschläge für einen mitar-
beiterfinanzierten Mechanismus in der Organisation zur Be-
reitstellung rechtlicher Hilfe und Unterstützung für Bediens-
tete Bericht zu erstatten;

15. beschließt, sich auf ihrer fünfundsechzigsten Ta-
gung erneut mit der Frage zu befassen, ob Personalvereini-
gungen bei dem Gericht für dienstrechtliche Streitigkeiten
Klagen einreichen können; 

16. verweist auf Ziffer 55 des Berichts des Gene-
ralsekretärs62 und ersucht den Generalsekretär, in Zusammen-
arbeit mit den Personalvereinigungen Anreize zu schaffen,
damit die Bediensteten in die Lage versetzt und dazu ermutigt
werden, auch weiterhin an der Tätigkeit des Rechtsberatungs-
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41. erkennt die Notwendigkeit an, die bestehenden
Rückstände bei den Fällen möglichst bald abzubauen, ersucht
den Generalsekretär, sich mit dem Verwaltungsgericht der
Vereinten Nationen dahingehend abzustimmen, dass dieses
seine im Jahr 2009 anberaumten Sitzungen früher als geplant
abhält, und genehmigt eine Verlängerung der Sitzungen um
bis zu vier Wochen; 

42. beschließt, dass das Verwaltungsgericht der Verein-
ten Nationen mit Wirkung vom 1. Juli 2009 keine neuen Fälle
annehmen wird; 

43. beschließt außerdem, das Verwaltungsgericht der
Vereinten Nationen mit Wirkung vom 31. Dezember 2009
abzuschaffen; 

44. beschließt ferner, dass alle Fälle, die bei den Ge-
meinsamen Beiräten für Beschwerden, den Gemeinsamen
Disziplinarausschüssen und den Disziplinarausschüssen an-
hängig sind, nach der Abschaffung dieser Gremien dem Ge-
richt der Vereinten Nationen für dienstrechtliche Streitigkei-
ten übertragen werden; 

45. beschließt, dass alle Fälle der Vereinten Nationen
und der getrennt verwalteten Fonds und Programme, die bei
dem Verwaltungsgericht der Vereinten Nationen anhängig
sind, nach der Abschaffung des Verwaltungsgerichts der Ver-
einten Nationen dem Gericht der Vereinten Nationen für
dienstrechtliche Streitigkeiten übertragen werden; 

46. beschließt außerdem, dass die anhängigen Fälle des
Gemeinsamen Pensionsfonds der Vereinten Nationen und der
Organisationen, die mit dem Generalsekretär eine besondere
Übereinkunft nach Artikel 2 Absatz 10 des Statuts des Beru-
fungsgerichts der Vereinten Nationen oder Artikel 2 Absatz 5
des Statuts des Gerichts der Vereinten Nationen für dienst-
rechtliche Streitigkeiten geschlossen haben, nach der Ab-
schaffung des Verwaltungsgerichts der Vereinten Nationen
dem Berufungsgericht beziehungsweise dem Gericht für
dienstrechtliche Streitigkeiten übertragen werden; 

47. bittet das Verwaltungsgericht der Vereinten Natio-
nen, Fälle von Organisationen, die eine besondere Überein-
kunft nach Artikel 14 seines Statuts geschlossen haben, mit
Vorrang zu behandeln, damit sie vor seiner Abschaffung ab-
geschlossen werden können; 

48. beschließt, für das Gericht der Vereinten Nationen
für dienstrechtliche Streitigkeiten drei Ad-litem-Richter zu
ernennen; 

49. betont, dass die drei für das Gericht der Vereinten
Nationen für dienstrechtliche Streitigkeiten ernannten Ad-
litem-Richter alle den ständigen Richtern des Gerichts über-
tragenen Befugnisse haben werden und nur für einen am
1. Juli 2009 beginnenden Zeitraum von einem Jahr ernannt
werden; 

50. ersucht den Generalsekretär, sicherzustellen, dass
alle Einrichtungen, die das Verwaltungsgericht der Vereinten
Nationen nach Artikel 14 seines Statuts in Anspruch nehmen,
darüber unterrichtet werden, dass es mit Wirkung vom 1. Juli
2009 keine neuen Fälle annehmen wird und dass diese Ein-
richtungen (mit Ausnahme des Gemeinsamen Pensionsfonds

der Vereinten Nationen) neue besondere Übereinkünfte aus-
handeln müssen, falls sie sich auch künftig am System der in-
ternen Rechtspflege der Organisation beteiligen möchten;

51. bittet den Gemeinsamen Pensionsfonds der Verein-
ten Nationen, das von der Generalversammlung genehmigte
neue System der internen Rechtspflege zu prüfen; 

V

Finanzielle Auswirkungen und 
Kostenteilungsvereinbarungen

52. verweist auf die Ziffern 62 und 63 ihrer Resolu-
tion 62/228 und ersucht den Generalsekretär, bis zum 30. Juni
2009 auf der Anzahl der Mitarbeiter beruhende Kostentei-
lungsvereinbarungen mit den relevanten Fonds und Program-
men abzuschließen und darüber Bericht zu erstatten; 

53. ersucht den Generalsekretär, alles zu tun, um jeden
zusätzlichen Mittelbedarf, der sich aus den Beschlüssen in
Abschnitt IV ergibt, im Rahmen der derzeitigen Mittelbewil-
ligung zu decken und im Rahmen des zweiten Berichts über
den Vollzug des Programmhaushaltplans für den Zweijahres-
zeitraum 2008-2009 über die tatsächlichen Kosten Bericht zu
erstatten;

VI

Sonstige Fragen

54. erinnert an Ziffer 14 ihrer Resolution 59/283 und er-
sucht den Generalsekretär, im Einklang mit den bestehenden
Regeln und Vorschriften die finanzielle Haftung von Füh-
rungskräften anzustreben, wenn dies durch die Umstände ge-
rechtfertigt wird; 

55. verweist außerdem auf Ziffer 69 ihrer Resolution
62/228, ersucht den Generalsekretär erneut, sicherzustellen,
dass Informationen über die Einzelheiten des neuen Systems
der internen Rechtspflege, insbesondere über die Beschwer-
demöglichkeiten, allen von dem neuen System erfassten Per-
sonen leicht zugänglich gemacht werden, und betont, dass aus
den Informationen klar hervorgehen soll, welche Funktionen
die verschiedenen Bestandteile des neuen Systems haben und
welches Verfahren für die Einreichung von Beschwerden zu
befolgen ist; 

56. ersucht den Generalsekretär erneut, möglichst bald
die Aufgabenbeschreibung für die Kanzleien des Gerichts der
Vereinten Nationen für dienstrechtliche Streitigkeiten und
des Berufungsgerichts der Vereinten Nationen vorzulegen; 

57. beschließt, dass der Rat für interne Rechtspflege bei
künftigen Ernennungen für eine Richterstelle am Gericht der
Vereinten Nationen für dienstrechtliche Streitigkeiten bezie-
hungsweise am Berufungsgericht der Vereinten Nationen
nicht mehr als einen Kandidaten je Mitgliedstaat empfehlen
wird; 

58. bittet die Mitgliedstaaten, bei der Wahl von Richtern
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59. ersucht den Generalsekretär, eine Überprüfung des
neuen Systems der internen Rechtspflege durchzuführen und
der Generalversammlung auf ihrer fünfundsechzigsten Ta-
gung darüber Bericht zu erstatten; 

60. beschließt, den Unterpunkt „Ernennung von Mit-
gliedern des Verwaltungsgerichts der Vereinten Nationen“
des Punktes „Ernennungen zur Besetzung frei gewordener
Sitze in den Nebenorganen und andere Ernennungen“ von ih-
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c) jeder Person, die im Namen eines dienstunfähigen
oder verstorbenen Bediensteten der Vereinten Nationen, un-
ter Einschluss des Sekretariats der Vereinten Nationen und
der gesondert verwalteten Fonds und Programme der Verein-
ten Nationen, Ansprüche geltend macht.

2. Ein Antrag auf Aussetzung nach Artikel 2 Absatz 2 kann
von jeder der in Absatz 1 genannten Personen eingereicht
werden.

Artikel 4

1. Das Gericht besteht aus drei hauptamtlichen Richtern und
zwei nebenamtlichen Richtern mit halber Dienstzeit.

2. Die Richter werden im Einklang mit Resolution 62/228
der Generalversammlung von der Versammlung auf Empfeh-
lung des Rates für interne Rechtspflege ernannt. Nicht mehr
als ein Richter darf dieselbe Staatsangehörigkeit besitzen. Die
geografische Verteilung und die ausgewogene Vertretung der
Geschlechter sind gebührend zu berücksichtigen.

3. Kandidaten für die Ernennung zum Richter müssen

a) hohes sittliches Ansehen genießen und

b) über mindestens 10 Jahre richterlicher Erfahrung auf
dem Gebiet des Verwaltungsrechts oder einem vergleichba-
ren Gebiet des Rechts eines oder mehrerer Staaten verfügen.

4. Die Richter werden für eine nicht verlängerbare Amtszeit
von sieben Jahren ernannt. Als Übergangsregelung wird die
Amtszeit von zwei der zuerst ernannten Richter (ein haupt-
amtlicher Richter und ein nebenamtlicher Richter) durch das
Los auf drei Jahre festgelegt; sie können anschließend für ei-
ne weitere, nicht verlängerbare Amtszeit von sieben Jahren an
demselben Gericht ernannt werden. Amtierende oder ehema-
lige Richter des Berufungsgerichts der Vereinten Nationen
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k) das Verfahren für die Selbstablehnung oder Ableh-
nung von Richtern;

l) andere Angelegenheiten im Zusammenhang mit der
Tätigkeit des Gerichts.

Artikel 8

1. Eine Klage ist zulässig, wenn
a) das Gericht nach Artikel 2 für die Entscheidung über

die Klage zuständig ist;

b) der Kläger nach Artikel 3 klageberechtigt ist;

c) der Kläger zuvor eine verwaltungsinterne Kontrolle
der angefochtenen Verwaltungsentscheidung beantragt hat,
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4. Stellt das Gericht fest, dass ein im Personalstatut und der
Personalordnung oder in anwendbaren Verwaltungserlassen
vorgeschriebenes einschlägiges Verfahren nicht eingehalten
wurde, kann es, bevor es eine Entscheidung in der Sache
selbst trifft, mit Zustimmung des Generalsekretärs der Ver-
einten Nationen die Sache zur Durchführung des erforderli-
chen Verfahrens oder zur Behebung des Verfahrensfehlers,
was in keinem Fall länger als drei Monate dauern sollte, zu-
rückverweisen. In derartigen Fällen kann das Gericht anord-
nen, dass dem Kläger für den durch die Verfahrensverzöge-
rung entstandenen Schaden eine Entschädigung gezahlt wird,
deren Höhe drei Monate des Nettogrundgehalts nicht über-
steigen darf.

5. Das Gericht kann in seinem Urteil eine oder beide der fol-
genden Anordnungen treffen:

a) Aufhebung der angefochtenen Verwaltungsent-
scheidung oder Erfüllung des geltend gemachten Anspruchs,
wobei, wenn die angefochtene Verwaltungsentscheidung eine
Ernennung, eine Beförderung oder eine Kündigung durch den
Dienstgeber betrifft, das Gericht auch vorbehaltlich des
Buchstaben b) einen Entschädigungsbetrag festsetzt, dessen
Zahlung anstatt der Aufhebung der angefochtenen Verwal-
tungsentscheidung oder Erfüllung des geltend gemachten An-
spruchs die beklagte Partei wahlweise beschließen kann;

b) Zahlung einer Entschädigung, deren Höhe im Regel-
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Artikel 2

1. Das Berufungsgericht ist zuständig für die Entscheidung
über Berufungen, die gegen Urteile des Gerichts der Verein-
ten Nationen für dienstrechtliche Streitigkeiten eingelegt wer-
den und in denen geltend gemacht wird, dass das Gericht für
dienstrechtliche Streitigkeiten

a) seine Zuständigkeit überschritten hat;

b) seine Zuständigkeit nicht ausgeübt hat;

c) einen Rechtsfehler begangen hat;

d) einen Verfahrensfehler begangen hat, der die Ent-
scheidung in der Rechtssache beeinflusste oder

e) einen Tatsachenirrtum begangen hat, der zu einer of-
fensichtlich unangemessenen Entscheidung führte.

2. Berufung gegen ein Urteil des Gerichts für dienstrechtli-
che Streitigkeiten kann von jeder der Parteien (das heißt vom
Kläger, von einer Person, die im Namen eines dienstunfähi-
gen oder verstorbenen Klägers Ansprüche geltend macht,
oder vom Beklagten) eingelegt werden.

3. Das Berufungsgericht kann das Urteil des Gerichts für
dienstrechtliche Streitigkeiten bestätigen, aufheben oder ab-
ändern oder die Sache zurückverweisen. Es kann außerdem
alle mit diesem Statut im Einklang stehenden Anordnungen
erlassen, die zur Ausübung seiner Zuständigkeit notwendig
oder zweckmäßig sind.

4. In Berufungen nach Absatz 1 e) kann das Berufungsge-
richt

a) Tatsachenfeststellungen des Gerichts für dienst-
rechtliche Streitigkeiten aufgrund wesentlicher Beweise in
den Akten bestätigen, aufheben oder abändern oder

b) die Sache vorbehaltlich des Absatzes 5 zur weiteren
Tatsachenfeststellung an das Gericht für dienstrechtliche
Streitigkeiten zurückverweisen, wenn es entscheidet, dass
weitere tatsächliche Feststellungen erforderlich sind.

5. Bei Vorliegen außergewöhnlicher Umstände kann das Be-
rufungsgericht, wenn es feststellt, dass die Tatsachen wahr-
scheinlich anhand beweiskräftiger Unterlagen, einschließlich
schriftlicher Zeugenaussagen, festgestellt werden können,
solche zusätzlichen Beweismittel zulassen, wenn dies im In-
teresse der Rechtspflege und der effizienten und zügigen Er-
ledigung des Verfahrens ist. Ist dies nicht der Fall oder stellt
das Berufungsgericht fest, dass eine Entscheidung ohne
mündliche Zeugenaussage oder andere Formen nichtschriftli-
cher Beweise nicht erfolgen kann, verweist es die Sache an
das Gericht für dienstrechtliche Streitigkeiten zurück. Be-
weismittel, die einer der Parteien bekannt waren und dem Ge-
richt für dienstrechtliche Streitigkeiten hätten vorgelegt wer-
den sollen, sind als Beweismittel nach diesem Absatz nicht
zugelassen.

6. Verweist das Berufungsgericht eine Rechtssache an das
Gericht für dienstrechtliche Streitigkeiten zurück, kann es an-
ordnen, dass die Sache von einem anderen Richter des Ge-
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werden, wenn die Sonderorganisation, Organisation oder Ein-
richtung über ein neutrales erstinstanzliches Verfahren ver-
fügt, über das Akten geführt werden und in dem schriftliche,
sachlich und rechtlich begründete Entscheidungen ergehen.
Eine etwaige Zurückverweisung erfolgt in solchen Fällen an
das erstinstanzliche Verfahren der Sonderorganisation, Orga-
nisation oder Einrichtung.

Artikel 3

1. Das Berufungsgericht besteht aus sieben Richtern.

2. Die Richter werden im Einklang mit Resolution 62/228
der Generalversammlung von der Generalversammlung auf
Empfehlung des Rates für interne Rechtspflege ernannt.
Nicht mehr als ein Richter darf dieselbe Staatsangehörigkeit
besitzen. Die geografische Verteilung und die ausgewogene
Vertretung der Geschlechter sind gebührend zu berücksichti-
gen.

3. Kandidaten für die Ernennung zum Richter müssen

a) hohes sittliches Ansehen genießen und

b) über mindestens 15 Jahre richterlicher Erfahrung auf
dem Gebiet des Verwaltungsrechts oder einem vergleichba-
ren Gebiet des Rechts eines oder mehrerer Staaten verfügen.

4. Die Richter werden für eine nicht verlängerbare Amtszeit
von sieben Jahren ernannt. Als Übergangsregelung wird die
Amtszeit von drei der zuerst ernannten Richter durch das Los
auf drei Jahre festgelegt; sie können anschließend für eine
weitere, nicht verlängerbare Amtszeit von sieben Jahren an
demselben Berufungsgericht ernannt werden. Amtierende
oder ehemalige Richter des Gerichts für dienstrechtliche
Streitigkeiten dürfen dem Berufungsgericht nicht angehören.

5. Ein Richter, der an Stelle eines Richters ernannt wird, des-
sen Amtszeit noch nicht abgelaufen ist, bleibt für die verblei-
bende Amtszeit seines Vorgängers im Amt und kann für eine
nicht verlängerbare Amtszeit von sieben Jahren wiederer-
nannt werden, sofern die nicht abgelaufene Amtszeit weniger
als drei Jahre beträgt.

6. Ein Richter darf für einen Zeitraum von fünf Jahren nach
Ablauf seiner Amtszeit auf keine andere Stelle bei den Ver-
einten Nationen ernannt werden, es sei denn, es handelt sich
um ein anderes Richteramt.

7. Das Berufungsgericht wählt einen Präsidenten und zwei
Vizepräsidenten.

8. Die Richter sind in persönlicher Eigenschaft tätig und ge-
nießen volle Unabhängigkeit.

9. Ein Richter, der einen Interessenkonflikt hat oder dem
Anschein nach hat, hat in der Rechtssache seine Selbstableh-
nung zu erklären. Beantragt eine Partei die Ablehnung des
Richters, entscheidet der Präsident des Berufungsgerichts.

10. Ein Richter kann nur von der Generalversammlung im
Fall von Fehlverhalten oder Unfähigkeit zur Amtsausübung
seines Amtes enthoben werden.

11. Ein Richter kann zurücktreten, indem er dies der General-
versammlung über den Generalsekretär der Vereinten Natio-
nen mitteilt. Der Rücktritt wird mit dem Tag der Mitteilung

wirksam, es sei denn, in der Rücktrittserklärung ist ein späte-
res Datum angegeben.

Artikel 4
1. Das Berufungsgericht übt seine Tätigkeit in New York
aus. Es kann Sitzungen in Genf oder Nairobi abhalten, wenn
die Zahl der Fälle es erfordert.

2. Das Berufungsgericht tritt an den in seiner Verfahrensord-
nung festzulegenden Terminen zu ordentlichen Sitzungen zu-
sammen, sofern der Präsident bestimmt, dass die Zahl der
Rechtssachen ausreicht, um die Abhaltung einer Sitzung zu
rechtfertigen.

3. Der Präsident kann außerordentliche Sitzungen einberu-
fen, wenn die Zahl der Fälle es erfordert.

Artikel 5

1. Der Generalsekretär der Vereinten Nationen trifft die für
die Tätigkeit des Berufungsgerichts erforderlichen Verwal-
tungsregelungen, einschließlich Regelungen für die Reise-
und damit zusammenhängenden Kosten der Bediensteten, de-
ren persönliches Erscheinen vom Berufungsgericht für not-
wendig erachtet wird, und für die erforderlichen Reisen der
Richter zu Sitzungen in Genf und Nairobi.

2. Die Kanzlei des Berufungsgerichts wird in New York ein-
gerichtet. Sie besteht aus einem Kanzler und dem sonstigen
erforderlichen Personal.

3. Die Kosten des Berufungsgerichts werden von den Ver-
einten Nationen getragen.

4. Vom Berufungsgericht angeordnete Entschädigungen
werden vom Sekretariat der Vereinten Nationen oder von den
gesondert verwalteten Fonds und Programmen der Vereinten
Nationen, je nach Fall und soweit angemessen, oder von der
Sonderorganisation, Organisation oder Einrichtung, die die
Zuständigkeit des Gerichts anerkannt hat, gezahlt.

Artikel 6

1. Vorbehaltlich der Bestimmungen dieses Statuts gibt sich
das Berufungsgericht eine Verfahrensordnung, die der Ge-
nehmigung durch die Generalversammlung unterliegt.

2. Die Verfahrensordnung des Berufungsgerichts enthält Be-
stimmungen über

a) die Wahl des Präsidenten und der Vizepräsidenten;

b) die Zusammensetzung des Berufungsgerichts für die
Sitzungen;

c) den Arbeitsplan;

d) die Vorlage der Schriftsätze und das dabei einzuhal-
tende Verfahren;

e) die Verfahren zur Wahrung der Vertraulichkeit und
die Unzulässigkeit mündlicher oder schriftlicher Erklärungen
während des Mediationsverfahrens;

f) den Verfahrensbeitritt von Personen, die an der
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möglicherweise betroffen waren und deren Rechte daher auch
von dem Urteil des Berufungsgerichts betroffen sein könnten;

g) die Einreichung von „amicus curiae“-Stellungnah-
men, auf Antrag und mit Genehmigung des Berufungsge-
richts;

h) die mündliche Verhandlung;

i) die Veröffentlichung der Urteile; 

j) die Aufgaben der Kanzlei;

k) das Verfahren für die Selbstablehnung oder Ableh-
nung von Richtern; 

l) andere Angelegenheiten im Zusammenhang mit der
Tätigkeit des Berufungsgerichts.

Artikel 7

1. Eine Berufung ist zulässig, wenn

a) das Berufungsgericht nach Artikel 2 Absatz 1 für die
Entscheidung über die Berufung zuständig ist;

b) der Berufungskläger nach Artikel 2 Absatz 2 zur Be-
rufung berechtigt ist und

c) die Berufung innerhalb von 45 Kalendertagen nach
Erhalt des Urteils des Gerichts für dienstrechtliche Streitig-
keiten oder, wenn das Berufungsgericht beschlossen hat, nach
Absatz 3 diese Frist auszusetzen oder auf ihre Einhaltung zu
verzichten, innerhalb eines vom Berufungsgericht festgesetz-
ten Zeitraums eingelegt wird.

2. Klagen, in denen die aus einem Beschluss des Gemeinsa-
men Rates für das Pensionswesen der Vereinten Nationen re-
sultierende Nichtbeachtung der Satzung des Gemeinsamen
Pensionsfonds der Vereinten Nationen geltend gemacht wird,
sind zulässig, wenn die Klage innerhalb von 90 Kalenderta-
gen nach Erhalt des Beschlusses des Rates eingereicht wird.

3. Das Berufungsgericht kann auf schriftlichen Antrag des
Klägers schriftlich beschließen, auf begrenzte Zeit und nur in
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Rechtsfrage aufwirft, kann die Sache jederzeit vor dem Erlass
des Urteils zur Prüfung an das Plenum des Berufungsgerichts
überwiesen werden. In diesem Fall ist für die Beschlussfähig-
keit die Anwesenheit von fünf Richtern erforderlich.

3. Die Urteile des Berufungsgerichts ergehen schriftlich und
werden sachlich und rechtlich begründet.

4. Die Beratungen des Berufungsgerichts sind vertraulich.

5. Die Urteile des Berufungsgerichts sind für die Parteien
bindend.

6. Die Urteile des Berufungsgerichts sind endgültig und un-
terliegen keinem Rechtsmittel, vorbehaltlich des Artikels 11.

7. Die Urteile des Berufungsgerichts werden in einer der
Amtssprachen der Vereinten Nationen in zwei Urschriften er-
stellt, die im Archiv der Vereinten Nationen hinterlegt wer-
den.

8. Jeder an der Rechtssache beteiligten Partei wird eine Aus-
fertigung des Urteils übermittelt. Der Kläger erhält eine Aus-
fertigung in der Sprache, in der die Berufung eingereicht wur-
de, es sei denn, er beantragt eine Ausfertigung in einer ande-
ren Amtssprache der Vereinten Nationen.

9. Die Urteile des Berufungsgerichts werden veröffentlicht
und von der Kanzlei des Gerichts allgemein zugänglich ge-
macht; personenbezogene Daten werden geschützt.

Artikel 11

1. Vorbehaltlich des Artikels 2 kann jede der Parteien beim
Berufungsgericht die Wiederaufnahme eines durch ein Urteil
abgeschlossenen Verfahrens beantragen, wenn eine Tatsache
von entscheidender Bedeutung bekannt wird, die dem Beru-
fungsgericht und der die Wiederaufnahme beantragenden
Partei zum Zeitpunkt des Erlasses des Urteils unbekannt war,
sofern diese Unkenntnis nicht auf Fahrlässigkeit zurückzu-
führen war. Der Antrag ist innerhalb von 30 Kalendertagen
nach Bekanntwerden der Tatsache und innerhalb eines Jahres
nach Erlass des Urteils zu stellen.

2. Schreib- und Rechenfehler, Flüchtigkeitsfehler oder Aus-
lassungen können vom Berufungsgericht jederzeit von Amts
wegen oder auf Antrag einer der Parteien berichtigt werden.

3. Jede der Parteien kann beantragen, dass das Berufungsge-
richt eine Auslegung des Sinns oder der Tragweite des Urteils
vornimmt.

4. Ist das Urteil innerhalb einer bestimmten Frist zu voll-
strecken und ist nicht vollstreckt worden, kann jede der Par-
teien beim Berufungsgericht die Anordnung der Vollstrek-
kung beantragen.

Artikel 12

Dieses Statut kann durch Beschluss der Generalversamm-
lung geändert werden.

RESOLUTION 63/254

Verabschiedet auf der 74. Plenarsitzung am 24. Dezember 2008,
ohne Abstimmung, auf Empfehlung des Ausschusses (A/63/643,
Ziff. 6).

63/254. Finanzierung des Internationalen Strafgerichts-
hofs zur Verfolgung der Personen, die für
Völkermord und andere schwere Verstöße gegen 
das humanitäre Völkerrecht im Hoheitsgebiet 
Ruandas zwischen dem 1. Januar 1994 und dem 
31. Dezember 1994 verantwortlich sind, sowie 
ruandischer Staatsangehöriger, die für während 
desselben Zeitraums im Hoheitsgebiet von Nach-
barstaaten begangenen Völkermord und andere 
derartige Verstöße verantwortlich sind

Die Generalversammlung,

nach Behandlung des Berichts des Generalsekretärs über
die revidierten Ansätze für den Zweijahreshaushalt 2008-
2009 des Internationalen Strafgerichtshofs zur Verfolgung
der Personen, die für Völkermord und andere schwere Ver-
stöße gegen das humanitäre Völkerrecht im Hoheitsgebiet
Ruandas zwischen dem 1. Januar 1994 und dem 31. Dezem-
ber 1994 verantwortlich sind, sowie ruandischer Staatsange-
höriger, die für während desselben Zeitraums im Hoheitsge-
biet von Nachbarstaaten begangenen Völkermord und andere
derartige Verstöße verantwortlich sind64, und seines ersten
Berichts über den Vollzug des Zweijahreshaushalts 2008-
2009 des Internationalen Strafgerichtshofs für Ruanda65, 

sowie nach Behandlung des Berichts des Rates der Rech-
nungsprüfer über den Internationalen Strafgerichtshof für Ru-
anda und der darin enthaltenen Empfehlungen66, 

ferner nach Behandlung des entsprechenden Berichts des
Beratenden Ausschusses für Verwaltungs- und Haushalts-
fragen67, 

unter Hinweis auf ihre Resolution 49/251 vom 20. Juli
1995 über die Finanzierung des Internationalen Strafgerichts-
hofs für Ruanda und ihre späteren Resolutionen zu dieser Fra-
ge, zuletzt Resolution 62/229 vom 22. Dezember 2007, 

1. nimmt Kenntnis von dem Bericht des Generalsekre-
tärs über die revidierten Ansätze für den Zweijahreshaushalt
2008-2009 des Internationalen Strafgerichtshofs zur Verfol-
gung der Personen, die für Völkermord und andere schwere
Verstöße gegen das humanitäre Völkerrecht im Hoheitsgebiet
Ruandas zwischen dem 1. Januar 1994 und dem 31. Dezem-
ber 1994 verantwortlich sind, sowie ruandischer Staatsange-
höriger, die für während desselben Zeitraums im Hoheitsge-
biet von Nachbarstaaten begangenen Völkermord und andere

64 A/63/506.
65 A/63/558.
66 Official Records of the General Assembly, Sixty-third Session, Supple-
ment No. 5K (A/63/5/Add.11), Kap. II.
67 Siehe A/63/595.


